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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist erneut darauf hin, dass Marokko ein privilegierter Partner der EU in der südlichen 
Nachbarschaft ist, mit der die EU eine starke, strategische und langfristige Partnerschaft 
aufgebaut hat, die politische, wirtschaftliche und soziale Aspekte umfasst, aber auch die 
Themen Sicherheit und Migration betrifft; hebt hervor, dass Marokko im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik der fortgeschrittene Status zuerkannt worden ist;

2. erachtet es im Hinblick auf dieses Abkommen als sehr wichtig, Garantien in Bezug auf 
die Achtung des Völkerrechts einschließlich der Menschenrechte vorzusehen und das 
einschlägige Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union zu befolgen;

3. weist erneut darauf hin, dass EU und ihre Mitgliedstaaten nach Artikel 21 des Vertrags 
über die Europäische Union verpflichtet sind, die Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen und des Völkerrechts zu achten; hebt in dieser Hinsicht hervor, dass Artikel 1 
Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen auch die Achtung des Grundsatzes der 
Selbstbestimmung der Völker enthält;

4. betont, dass die Souveränität Marokkos über die Westsahara – einem Gebiet, das von 
den Vereinten Nationen derzeit auf der Liste der Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung 
geführt wird und von dem weite Teile derzeit vom Königreich Marokko verwaltet 
werden – mit diesem Abkommen nicht anerkannt wird, und beharrt darauf, dass die EU 
nach wie vor den Standpunkt vertritt, dass die Vereinten Nationen dabei zu unterstützen 
sind, eine gerechte, dauerhafte und für beide Seiten annehmbare Lösung des 
Westsaharakonflikts zu erwirken, die das Recht des Volkes der Westsahara auf 
Selbstbestimmung nach Maßgabe des Völkerrechts und der Charta der Vereinten 
Nationen und im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen 
vorsieht; bekräftigt daher seine uneingeschränkte Unterstützung für den 
Sondergesandten des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für die Westsahara, 
Horst Köhler, in seinen Bemühungen, die Parteien wieder an den Verhandlungstisch der 
Vereinten Nationen zu bringen, um die Beilegung dieses Konflikts herbeizuführen; 
fordert die Parteien auf, diese Verhandlungen ohne Vorbedingungen und in gutem 
Glauben wiederaufzunehmen;

5. verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, dass die auf Initiative der Vereinten Nationen für 
Anfang Dezember in Genf anberaumte Zusammenkunft der Konfliktparteien, an der 
auch Algerien und Mauretanien teilnehmen, zur Wiederaufnahme des Friedensprozesses 
beiträgt;

6. stellt fest, dass während der offenen Konsultationen der Kommission und des 
Europäischen Auswärtigen Diensts (EAD) mit mehreren politischen und 
sozioökonomischen Akteuren, zivilgesellschaftlichen Organisationen und weiteren 
Organisationen und Gremien der Westsahara von den Parteien, die daran teilnahmen, 
mehrheitlich Unterstützung für den Standpunkt zum Ausdruck gebracht wurde, dass die 
vorgeschlagenen Zollpräferenzen mit sozioökonomischen Vorteilen einhergehen 
dürften; stellt fest, dass sich nach Ansicht der Kommission die wirtschaftliche und 
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soziale Lage der ortsansässigen Bevölkerung in den betroffenen Gebieten 
verschlechtern könnte, wenn die Zollpräferenzen nicht umgesetzt werden;

7. betont, dass – wie im Bericht der Kommission dargelegt – alle angemessenen und 
durchführbaren Schritte unternommen wurden, um im Rahmen dieser offenen 
Konsultationen zu ermitteln, ob die betroffene Bevölkerung dem Abkommen zustimmt;

8. betont, dass die Kommission und der EAD während des gesamten 
Konsultationsverfahrens regelmäßige Kontakte mit dem Team des Persönlichen 
Gesandten des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für die Westsahara pflegten, 
damit die Bemühungen der Vereinten Nationen um eine dauerhafte Beilegung des 
Konflikts im Zuge des vorgeschlagenen Abkommens vorangebracht werden;

9. fordert die EU auf, ihre Bemühungen um die Förderung der regionalen Zusammenarbeit 
der Maghreb-Staaten zu intensivieren, was nur ungemein positive Auswirkungen auf die 
Region und darüber hinaus haben kann;

10. erachtet es als strategisch notwendig, dass die EU ihre Beziehungen zu den Ländern des 
Maghreb festigt und ausbaut; hält die Ausweitung des Assoziierungsabkommens für 
einen logischen Bestandteil dieser Strategie;

11. nimmt den Briefwechsel zur Kenntnis und würdigt die Bemühungen der Kommission 
und des EAD, im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten zu bewerten, ob und – wenn 
ja – welche Vorteile das Abkommen für die Bevölkerung mit sich bringen würde und 
wie sich ermitteln ließe, ob die Bevölkerung diesem Abkommen zustimmt; stellt fest, 
dass das Abkommen einen gegenseitigen und regelmäßigen Informationsaustausch 
zwischen der EU und Marokko vorsieht; fordert die Kommissionsdienststellen auf, 
gemeinsam mit den Behörden Marokkos den bestmöglichen Mechanismus einzurichten, 
mit dem sich Informationen über Erzeugnisse mit Ursprung in der Westsahara technisch 
erfassen lassen;

12. weist erneut darauf hin, dass sich die Union gemäß Artikel 21 EUV bei ihrem Handeln 
auf internationaler Ebene von den Grundsätzen der Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sowie der Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des 
Völkerrechts leiten lässt; stellt daher fest, dass es seine Zustimmung nur erteilen kann, 
wenn eine klare Absicht zur Verbesserung der Menschenrechtslage unter Beweis 
gestellt wird.
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